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Sachverhalt:

Maria Glocke, geb. 12.10.1982, wurde am 01.08.2010 als Angestellte nach Entgeltgruppe 13 beim Landkreis als Leiterin des Fachbereiches Kommunalaufsicht und Öffentliche Sicherheit und Ordnung eingestellt. 
Nun beantragt Frau Glocke ihre Übernahme in das Beamtenverhältnis. 

Grund für die Beantragung der Übernahme in das Beamtenverhältnis ist unter anderem auch, dass das Regierungspräsidium  im Bereich der Kommunal- und Finanzaufsicht ausdrücklich auf Art. 33 Abs. 4 GG hingewiesen hat, wonach die Ausübung hoheitlicher Befugnisse als ständige Aufgabe in der Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen ist, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen. Die Funktion als Leiterin des Fachbereiches umfasst nahezu ausschließlich die Ausübung bzw. Koordination hoheitlicher Aufgaben.

Ihr Werdegang:

2003

1. Juristische Staatsprüfung

2004-2006

Rechtsreferendariat bei Stadtverwaltung in Frankfurt
2007

2. juristisches Staatsexamen

2008-2010

Mitarbeiterin in einer Anwaltskanzlei

Seit 01.08.2010
Angestellte beim Landkreis

Da Frau Glocke sich in Ihrer Aufgabe sehr gut bewährt hat, beabsichtigt der Landkreis der Bitte von Frau Glocke zu entsprechen und sie zum 01.08.2012 in das Beamtenverhältnis zu berufen.

Aufgaben

Die Lösungen sind eingehend unter Angabe der Rechtsgrundlagen zu begründen. 

Aufgabe 1:
1. Prüfen Sie, ob Frau Glocke
a) die fachlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis erfüllt

b) Für welche Laufbahn die Anforderungen erfüllt sind.
c) wann die Probezeit frühestens endet
Aufgabe 2:
2. Fertigen Sie die Ernennungsurkunde
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Lösung

Zu 1:

a) 
Nach § 7 HBG sind die persönlichen und fachlichen Voraussetzungen für die Begründung 
eines Beamtenverhältnisses bei Frau Glocke erfüllt.
· § 7 (1) HBG :

·  In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer die für seine Laufbahn vorgeschriebene oder übliche Vorbildung besitzt (=Laufbahnbewerber)

b)
Hiernach kann sie in das Eingangsamt der Laufbahn des höheren Dienstes berufen werden 

· § 23 HBG 
· mindestens 3-jähriges Hochschulstudium mit Prüfung

· Vorbereitungsdienst mind. 2 Jahre

· Ablegung der Laufbahnprüfung oder einer die Befähigung für die Laufbahn vermittelnden zweiten Prüfung
· § 23 Abs. 2 HBG
· Die Studien der Rechtswissenschaften werden ausdrücklich anerkannt.

· Vorbereitungsdienst gilt mit Referendariat und Berufstätigkeit abgeleistet

· Rückwirkende Ernennung allerdings nicht möglich. Ernennung ist immer zukunftsgerichtet.
c)
Nach § 3 Abs. 5 der Hess. Laufbahnvorordnung kann eine Abkürzung der Probezeit erfolgen. Nach dieser Vorschrift  kann eine Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes bis zu einer Mindestprobezeit von einem Jahr auf die Probezeit angerechnet werden, wenn die Tätigkeit nach Art und Schwierigkeit mindestens der Tätigkeit in einem Amt der betreffenden Laufbahn entsprochen hat.  

Der letzte Halbsatz trifft mit Sicherheit auf die Tätigkeit von Frau Glocke in der Anwaltskanzlei zu, so dass eine Anrechnung auf die Probezeit erfolgen kann. Die im Angestelltenverhältnis beim Landkreis zurückgelegte Zeit (ab 01.08.2010) kann ebenfalls gem. § 3 Abs. 5 HLVO angerechnet werden. Es bleibt jedoch bei der mindestens abzuleistenden Probezeit von einem Jahr. 
Die Probezeit endet somit ein Jahr nach der Ernennung.

Zu 2:

Im Namen des


Landkreises ………….





wird 


Frau


Maria Glocke


geb. am 12.10.1982





hiermit mit Wirkung vom


 xx.xx.2012





Unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe


zur


Verwaltungssrätin


ernannt





xyz, den  …………





Landrat           (DS)              Erster 


                                         Kreisbeigeordneter
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